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Vorwort 

Diese Arbei t lag i m Sommersemester des Jahres 1991 der juristischen Fakul tät 
der Universität Bielefeld als Dissertation vor. Die Arbei t wurde vor der 
Herstellung der Einheit Deutschlands begonnen und noch vor dem Inkraft tre-
ten von Denkmalschutzgesetzen in den neuen Bundesländern fertiggestellt;  aus 
diesem Grunde behandelt sie nur die Denkmalschutzgesetze der alten Bundes-
länder. 

Herrn Univ.-Prof.  Dr . Hans-Jürgen Papier, der die Arbei t betreut hat, möchte 
ich an dieser Stelle für wertvolle Anregungen danken. Die Arbei t ist neben 
meiner beruflichen Tätigkeit als Rechtsanwalt entstanden; meinen Berliner 
Kollegen, stellvertretend Herrn Rechtsanwalt D r . Peter Raue, gi l t mein 
besonderer Dank für die wohlwollende Rücksicht i m beruflichen Al l tag. 
Schließlich wurde die Drucklegung von der Messerschmitt Stiftung in München 
in großzügiger Weise finanziell unterstützt. 

Berlin, i m Februar 1992 Raimund  Körner 
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§ 1 Einführung 

I . Denkmalschutz und Eigentumsschutz 

Denkmalschutz ist in erster Linie Schutz des Denkmals vor dem Eigentümer 1 : 
Dessen Befugnisse sollen beschränkt, ihre Ausübung der behördlichen Kont ro l -
le unterworfen  werden, u m die Erhaltung des als erhaltenswert Angesehenen zu 
sichern. Diese Feststellung provoziert Fragen: 

Welcher A r t ist eigentlich das (Allgemein-) Interesse, daß den Gesetzgeber 
legitimiert, ein Bauwerk vor demjenigen — oder zumindest dessen Rechtsnach-
folger — zu schützen, der es erworben oder gar errichtet hat? U n d wieweit, wie 
intensiv dar f  der Eigentümer in der Ausübung seiner Befugnisse beschränkt 
werden? 

Die Vermutung liegt nahe, daß die beiden Fragen zueinander in Beziehung zu 
setzen sind, daß die Reichweite zulässiger Eigentumsbeschränkungen von der 
A r t des Interesses abhängt, das der Gesetzgeber durch den Schutz des Denkmals 
wahrnimmt. Diese Verbindung ist der verfassungsrechtlichen  Eigentumsdogma-
t ik nicht fremd; in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  w i rd sie 
durch den Begriff  des Sozialbezuges, der sozialen Funk t ion des Eigentumsob-
jekts hergestellt2. 

Gleichwohl wurde dieser Zusammenhang in der bisherigen Diskussion3 des 
Problems denkmalschutzrechtlicher Eigentumsbeschränkungen vernachlässigt. 
Dies mag darauf zurückzuführen  sein, daß das Denkmalschutzrecht, wie Maunz 
mi t Recht festgestellt hat, als „rechtsgeschichtlich spät entwickeltes Spezialge-
biet des Verwaltungsrechts" 4 nicht auf eine gefestigte Eigentumsordnung traf. 
Die verfassungsrechtliche  Diskussion nach dem Inkraft treten  der Landesdenk-
malschutzgesetze in den 70iger Jahren war von der Frage nach dem Begriff  der 
Enteignung beherrscht. Dessen inzwischen gefestigte Präzisierung ist allerdings 
Voraussetzung auch für die Behandlung des hier aufgeworfenen  Problems, weil 
zunächst der verfassungsrechtliche  Prüfungsmaßstab eigentumsrelevanter Vor-
schriften festgestellt werden muß, anhand dessen sodann die Frage nach der 
zulässigen Intensität denkmalschutzrechtlicher Eigentumsbeschränkungen, 
nach dem Verhälnis von Denkmalschutz und Eigentumsschutz zu beantworten 
ist. 

1 So deutlich die Begründung zum Hess DSchG, Hessischer Landtag, Drcks. 7/3958, 
S. 10. 

2 Vgl. nur BVerfGE 38, S. 348, 370; BVerfGE 52, S. 1, 35; BVerfGE 70, S. 191, 201. 
3 Vgl. etwa Leibholz/Lincke, DVB1. 1975, S. 933; Backhaus, S. 38ff.;  auch die 

Arbeiten von Parodi und Müller widmen sich diesem Thema. 
4 Maunz, Bay VB1. 1983, S. 257. 

2 Körner 
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I I . Gang der Darstellung 

Dami t ist das Thema der Arbei t umrissen: 

Die Untersuchung der Zulässigkeit von Eigentumsbeschränkungen bedarf 
zunächst einer präzisen Darlegung des Untersuchungsmaterials, der Landes-
denkmalschutzgesetze. Die Darstellung ist dabei auf den Baudenkmalschutz 
begrenzt, dem die größte praktische Relevanz zukommt; der Schutz von Boden-
und beweglichen Denkmälern wir f t  spezielle Fragen auf, die nicht Gegenstand 
dieser Arbei t sind. Dem gesetzlichen Baudenkmalschutz ist der verfassungs-
rechtliche Schutz des Eigentums gegenüberzustellen, dessen zwei Dimensionen 
eines Abwehr- und eines Entschädigungsrechtsschutzes in Gestalt der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts  und des Bundesgerichtshofes zu 
kontrastieren sind. 

Die Präzisierung der dem Eigentumsschutz zugrundeliegenden Dogmat ik 
erlaubt es, den verfassungsrechtlichen  Prüfungsmaßstab denkmalschutzrechtli-
cher Regelungen festzustellen. Die darauffolgende  Beantwortung der Frage 
nach dem Sozialbezug des Baudenkmals ist Voraussetzung für die Erörterung 
der zulässigen Intensität denkmalschutzrechtlicher Eigentumsbeschränkungen. 
Die Arbei t schließt m i t der Untersuchung der in der Praxis bedeutsamen Frage, 
auf welche Weise Denkmalschutz- und Eigentümerinteressen im Gesetzesvoll-
zug zu harmonisieren sind. 



§ 2 Die Denkmalschutzgesetze der Bundesländer 

I . Gesetzgebungskompetenz 

Das Denkmalschutzrecht fallt gem. Art. 70 Abs. 1 GG in die Gesetzgebungs-
kompetenz der Länder, da das Grundgesetz dem Bund die Befugnis zur 
Regelung dieser Materie weder als ausschließliche (Art. 73 GG) noch als 
konkurrierende Gesetzgebung (Art. 74 GG) verliehen hat1. Das Denkmal-
schutzrecht fallt insbesondere nicht in die das Bodenrecht betreffende  Gesetzge-
bungskompetenz des Bundes nach Art. 74 Nr. 18 GG. In diesem Zusammen-
hang hat der Bund lediglich die konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis für die 
„Ausstrahlungswirkung des Denkmalschutzes in das Bauplanungsrecht, den 
sogenannten städtebaulichen Denkmalschutz"2 — eine Materie, die der Bund 
durch die Ermächtigung zum Erlaß städtebaulicher Erhaltungssatzungen in § 39 
h Abs. 3 Nr. 1 und 2 BBauG — jetzt § 172 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 BauGB — 
geregelt hat. Eine früher  vertretene Auffassung  vom Denkmalschutz als sozialer 
Aufgabe und die damit begründete Erstreckung der Bundeskompetenz nach 
Art. 74 Nr. 18 auf den gesamten Bereich des Denkmalschutzrechts3 ist unzutref-
fend: Das in den Landesgesetzen geregelte Denkmalschutzrecht ist Kulturver-
waltungsrecht4; insofern es die rechtlichen Beziehungen des Menschen zum 
Grund und Boden5 regelt, geschieht dies nur als Reflex des im Kern verfolgten 
Zieles der Erhaltung von Kulturgut und Sicherung kulturellen Erbes. 

Mi t den in den 70iger Jahren verabschiedeten Denkmalschutzgesetzen6 haben 
die Bundesländer von dieser Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht. 
Dies geschah einerseits unter dem Eindruck negativer Erfahrungen mit dem 
Städtebau der Nachkriegszeit, dessen Tendenz zur massenhaften Überbauung 
die als erhaltenswert erachtete Bausubstanz gefährdete7; andererseits kam der 

1 Allg. Auff.:  Backhaus, S.20ff.;  Erbguth/Paßlick/Püchel, S. 2; M. Müller, S. 2; 
Bülow, S. 74; Birn, in: Strobl/ Majocco / Birn, § 1 Rz 4; v. Münch, in: v. Münch, GG, 
Art. 75 Rz 27 zur Frage einer Rahmenkompetenz des Bundes nach Art. 75 Nr. 3 GG. 

2 BVerfG, DVB1. 1987, S. 465. 
3 Watzke, Denkmalschutz- u. Stadtplanungsrecht, S. 122, 135; jetzt anders: Watzke, 

ZfBR 1981, S. 10. 
4 Backhaus, S. 24; hierzu ausführlich unten, § 7 II. 
5 Dies ist kennzeichnendes Merkmal des Bodenrechts: BVerfGE 3, S. 407, 424; 

BVerfGE 34, S. 139, 144. 
6 Zur Entstehungsgeschichte ausf. Bühlow, S. 34ff.;  Hönes,Denkmalschutz in Rhein-

land-Pfalz, Erl. 1.4; Birn, in: Strobl/Majocco/Birn, Einleitung Teil I, Nr. 1. 
7 Hierzu Kummer, S. 9ff.; 

2* 


